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Antrag 

der Abgeordneten Woifgang Schmitt (Langenfeld), Dr. Uschi Eid und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Ablehnung einer Weltbankbeteiiigung am Tschad/Kamerun Öl- und Pipelineprojekt 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Ein internationales Firmenkonsortium, an dem drei der weltweit 
größten Ölkonzerne beteiligt sind (Exxon, Elf, Shell) plant ein um- 
fangreiches Erdölerschließungsprojekt im Tschad sowie den Bau 
einer Pipeline durch Kamerun. Im sog. Doba-Bassin im Süden des 
Tschads sollen ca. 300 Ölquellen erschlossen werden. Das für den 
Export bestimmte Öl müßte dann durch eine 1 100 km lange Pipe- 
line durch Kamerun bis zur Atlantikküste fließen. Dieses Projekt 
soll in Kooperation mit der Weltbank geplant und umgesetzt wer- 
den. Die Entscheidung, ob es zur Beteiligung der Weltbank kommt, 
fällt in den nächsten Monaten. Die Gesamtkosten des Projekts wer- 
den auf etwa 3,5 Mrd. US-$ geschätzt. Die Beteiligung der Welt- 
bank bestünde in einem 120 Mio. US-$ IDA-Kredit (International 
Development Association) sowie einer Beteiligung der Internatio- 
nal Finance Corporation (IFC) in Höhe von 250 Mio. US-$. 

Durch die Kooperation werden strategisch mehrere Ziele verfolgt: 
Die günstigen öffentlichen Kredite reduzieren die Kosten der In- 
vestorengruppe, machen das Projekt für Privatbanken und Versi- 
cherer von Exportbürgschaften attraktiver und minimieren vor al- 
lem die politischen Risiken der Investoren in der krisenhaften 
Region. 

Die Kreditwürdigkeit und der internationale Rang der beiden 
hochverschuldeten Staaten hängt stark von ihrem Verhalten zur 
Weltbank ab. Sollte sich diese Beziehung abkühlen, wäre mit ver- 
ringerten Entwicklungshilfegeldern bzw. mit noch eingeschränk- 
teren Möglichkeiten bei der kommerziellen Kreditaufnahme zu 
rechnen. 

Ein nicht unerheblicher Grund für diese Kooperation dürfte wei- 
ter in einem potentiell geringeren Imageverlust für die Konzerne 
liegen, sollten die negativen Folgen des Projekts eintreten. 

Die Aufgabe der International Development Association (IDA) ist 
es, die ärmsten Entwicklungsländer bei der Bekämpfung der Ar- 
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mut, der Befriedigung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung und 
auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung, zu unterstützen. 
Es stellt sich die Frage, mit welcher Berechtigung öffentliche Ent- 
wicklungshüfegelder (sog. IDA-Mittel, hochkonzessionäre Kredi- 
te, die zinslos und mit langen Laufzeiten vergeben werden), die 
für die ärmsten Länder zur direkten Armutsbekämpfung gedacht 
sind, eingesetzt werden, um nachweisbar erfolgreiche Industrie- 
konsortien zu unterstützen? 

Der ID A-Kredit an die Regierungen des Tschad und Kameruns wür- 
de zur Finanzierung ihres Anteils an zwei Pipelineunternehmen 
dienen, die jedoch zu 75 % im Besitz des Ölkonsortiums wären. 
Dieses Verfahren schafft einen Präzedenzfall in der Vergabe kon- 
zessionärer Mittel, und schließt durch die Absorption der zur Ver- 
fügung stehenden Gelder, andere Formen der direkten Armuts- 
bekämpfung in den betroffenen Ländern weitgehend aus, wie z. B. 
Projekte im Bereich Gesundheit und Ausbildung. Er ist mithin so- 
wohl aus grundsätzlichen Erwägungen - der Alimentierung trans- 
nationaler Konzerne - als auch im speziellen Fall nicht tragbar. 

Das Projekt wirft aber auch grundsätzliche Fragen über die Rolle 
der Weltbank, deren Reformfähigkeit und Reformbereitschaft 
schlechthin auf. Die großen Hoffnungen, die neue Präsidentschaft 
James Wolfensohns und die Reorganisation der Bank werde qua- 
litativ bessere Ergebnisse erzielen, wird nicht rhetorisch entschie- 
den, sondern auf dem Feld einer nachvollziehbar erfolgreichen 
Proj ektorie ntierung . 

Die Bereitschaft der Gebergemeinschaft bei künftigen Wiederauf- 
füllungsverhandlungen des ID A-Fonds den Trend zur Kürzung von 
Entwicklungshilfegeldern zu stoppen oder gar umzukehren, hängt 
nicht zuletzt von der öffentlichen Akzeptanz der Entwicklungszu- 
sammenarbeit ab. Diese ist bei dem geplanten Projekt nicht zu er- 
warten. 

Das Projekt birgt darüber hinaus eine Vielzahl politischer, sozialer 
und ökologischer Probleme in sich. Kritiker befürchten ein zwei- 
tes Ogoniland (Nigeria). So ist es eine offene Frage, ob das Pro- 
jekt, z.B. durch die Verteilung der erwarteten Einnahmen, im 
Tschad nicht zu einem Wiederaufflammen des Bürgerkrieges 
führen könnte, der 30 Jahre zwischen der moslemischen Bevölke- 
rung des Nordens und der christlichen bzw. animistischen Bevöl- 
kerung des Südens vorgeherrscht hat. 

Das ganze Projekt bewegt sich in einem politisch extrem schwie- 
rigen Umfeld. Die Doba Region ist ein Gebiet mit einer langen Tra- 
dition sozialer und ethnischer Unruhen. Hinzu kommt, daß die 
tschadische Zentralregierung bis in die jüngste Vergangenheit 
nicht nachweisen konnte, daß sie die Ressourcen des Landes im 
Interesse insbesondere der ärmsten Bevölkerung eingesetzt hat. 
Heftige Auseinandersetzungen um die Kontrolle über die Öl- 
fördergebiete zwischen dem vorwiegend muslimischen Militär und 
den politisch-militärischen (sezessionistischen) Gruppierungen 
aus der Region bis hin zur Aufkündigung des Waffenstillstandes, 
erscheinen in diesem Umfeld nicht unwahrscheinlich. 
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Es kommt hinzu, daß der tschadischen Regierung seit Jahren 
schwere, systematische Menschenrechtsverletzungen vorgewor- 
fen werden. Fälle willkürlicher Verhaftung, Folter, gezielter Ver- 
gewaltigung, Scheinexekutionen sind erst jüngst vom Europäi- 
schen Parlament scharf kritisiert worden (Resolution über 
Menschenrechtsverletzungen im Tschad vom 20. Februar 1997). 

Die sozialen Folgen für die in der Region lebenden Menschen sind 
unabsehbar. In der Förderregion werden viele Menschen ihre tra- 
ditionellen Arbeitsplätze verlieren, Fragen der Kompensation, aber 
auch neuer Formen von Beschäftigung, sind nicht geklärt. Die 
Doba Region bildet den landwirtschaftlich fruchtbarsten Teil des 
Tschads. Hier werden große Teile der einheimischen Nahrungs- 
mittel und Baumwolle für den Export produziert. Ein Land mit pe- 
riodisch großen Schwierigkeiten, die Ernährungssicherheit für die 
Bevölkerung zu gewährleisten, gefährdet diese weiter durch das 
Öl-Pipelineprojekt. 

Die ökologischen Folgen des Projekts reichen von der Abholzung 
nahezu intakter Regenwälder, bis zur Gefährdung zweier Natio- 
nalparks, an denen die Pipeline vorbeigeführt werden soll. Die po- 
tentiellen Gefahren undichter Pipelines für die Wasserversorgung 
sind erheblich. 

Das Vertrauen der Gebergemeinschaft in die tschadische Regie- 
rung scheint zumindest in den letzten Jahren nicht besonders groß 
gewesen zu sein. So hat auf Druck mehrerer Geber ein schweize- 
risches Unternehmen durch „Beratung'' des tschadischen Finanz- 
ministeriums die Verwaltung der Gelder übernommen. Die Trans- 
parenz der Regierung von Kamerun im Umgang mit den eigenen 
Ressourcen ist wiederholt Gegenstand der Kritik gewesen. So ist 
kaum bekannt, was aus den Off-shore-Öleinnahmen des Staates 
in der Vergangenheit geworden ist. Die Weltbank selbst kam noch 
1995 zu dem Schluß, daß die Regierung kaum Bereitschaft zur 
Bekämpfung der Armut erkennen ließ. 

Wer dieses Projekt auf der Grundlage der Kriterien der deut- 
schen Entwicklungszusammenarbeit beurteilt (Beachtung der 
Menschenrechte, Beteiligung der Bevölkerung an politischen Ent- 
scheidungen, Rechtsstaatüchkeit, marktwirtschaftlich und sozial- 
orientierte Wirtschaftsordnung, Entwicklungsorientierung staatli- 
chen Handelns), muß zu einer ablehnenden Beurteilung kommen. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1 . die Beteiligung der Weltbank inklusive ihrer Tochterorganisa- 
tionen IFC am Tschad/Kamerun Öl- und Pipelineprojekt abzu- 
lehnen, 

2. den deutschen Exekutivdirektor im Weltbankdirektorium ent- 
sprechend anzuweisen sowie im politischen Dialog mit ande- 
ren Ländern diese für eine Ablehnung des Projekts zu gewin- 
nen, 

3. a) insbesondere sicherzustellen, daß die Weltbank IDA-Kre- 

dite nur dann gewährt, wenn sie nachweisbar der direkten 
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Armutsbekämpfung und einer selbsttragenden nachhalti- 
gen Entwicklung dienen, 

b) die Weltbank auf die inakzeptable (geplante) Verwendung 
dieser IDA-Mittel hinzuweisen, eine Verwendung, die auf 
eine indirekte finanzielle Unterstützung weltweit ökono- 
misch erfolgreicher Ölkonzerne hinausliefe, 

4 . a) die Geschäftspolitik der International Finance Corporation 

einer kritischen Überprüfung zu unterziehen, 

b) sich dafür einzusetzen, daß die ökologischen und sozialen 
Richtlinien der Weltbank von der International Finance 
Corporation eingehalten werden und daß analog zur Welt- 
bank im Konfliktfall gleiche Beschwerdemechanismen be- 
stehen, 

c) dabei insbesondere die Rolle der International Finance Cor- 
poration im Rahmen eines integrierten Entwicklungsan- 
satzes innerhalb der Weltbankgruppe zu thematisieren, 

5. den Kriterien der bundesdeutschen Entwicklungszusammen- 
arbeit auch in multilateralen Entwicklungsinstitutionen zur 
stärkerer Wirksamkeit zu verhelfen, 

6. dafür Sorge zu tragen, daß Projekte wie sie z. B. durch die glo- 
bale Umweltfaszilität (GEF) in Kamerun zum Schutz der Re- 
genwälder finanziert werden, nicht durch die geplante Erdöl- 
förderung beeinträchtigt werden. 


Bonn, den 29. Juli 1997 

Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 

Dr. Uschi Eid 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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